
 

 

 

 
Lörrach, im November 2014 

 
Mandantenrundschreiben „Heilberufe“ im November 2014 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 

Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass 

bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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Mit freundlichen Grüßen 
WEKO 
 
 
gez. gez.  gez. 
Markus Welte i.V. Matthias Koch i.V. Andreas Kundlacz 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer 
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1. Neues zum Reverse-Charge-Verfahren 

Die Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen steht seit Monaten im Fokus: Nachdem der 

Bundesfinanzhof die alte Verwaltungsauffassung verworfen hatte, wurde diese zunächst angepasst. 

Jetzt wird die bisherige Regelung zum 1.10.2014 gesetzlich festgeschrieben und das 

Bundesfinanzministerium nimmt u. a. zum Thema Vertrauensschutz für die Altfälle Stellung. 

Neben den allgemeinen Grundsätzen, die sich aus der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ergeben, 

stellt die Finanzverwaltung noch einmal besonders heraus, dass die Beteiligten auch in den Altfällen 

(Leistungen bis zum 14.2.2014) – einvernehmlich – an der bisherigen Behandlung festhalten können. In 

diesen Fällen ergeben sich für alle Beteiligten keine Konsequenzen aus der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs. 

Beantragt der Leistungsempfänger aber die von ihm im Reverse-Charge-Verfahren berechnete und an das 

Finanzamt abgeführte Umsatzsteuer, da er in den Altfällen nach der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs nicht Steuerschuldner geworden sei, ist die Steuerfestsetzung gegenüber dem 

leistenden Unternehmer zu ändern, soweit nicht Festsetzungsverjährung eingetreten ist. Die 

Finanzverwaltung geht inhaltlich nicht auf eventuelle Vertrauensschutztatbestände für den leistenden 

Unternehmer ein und wiederholt lediglich die Aussage, dass der Änderung der Steuerfestsetzung gegen 

den leistenden Unternehmer der Vertrauensschutz bei der Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden 

nicht entgegensteht. 

2. Einspruch durch einfache E-Mail ist unwirksam 

Mit einer einfachen E-Mail kann der Bescheid einer Behörde nicht wirksam angefochten werden. 

Betroffene müssen damit rechnen, dass der Bescheid, gegen den sie sich wenden wollen, deshalb 

mangels wirksamer Anfechtung zu ihren Ungunsten bestandskräftig wird. 

Hintergrund 

Im Streitfall hatte die Mutter eines volljährigen Kindes gegen den Aufhebungs- und 

Rückforderungsbescheid der Familienkasse lediglich mit einfacher E-Mail Einspruch eingelegt. Die 

Familienkasse wertete die einfache E-Mail zwar als wirksamen Einspruch, wies diesen Einspruch jedoch in 

der Sache als unbegründet zurück. 

Entscheidung 

Die hiergegen erhobene Klage der Mutter hatte keinen Erfolg. Das Hessische Finanzgericht entschied, 

dass der mit der einfachen E-Mail angegriffene Bescheid – entgegen der übereinstimmenden Auffassung 

der Klägerin und der Familienkasse – bereits mangels wirksamer Anfechtung bestandskräftig geworden ist. 

Denn ein lediglich mittels einfacher E-Mail eingelegter Einspruch genüge den gesetzlichen Erfordernissen 

nicht. Eine Entscheidung zu der Frage, ob der Bescheid inhaltlich rechtmäßig war, sei deshalb nicht mehr 

zu treffen. 

Im Einzelnen hat das Hessische Finanzgericht darauf hingewiesen, dass eine elektronische 

Einspruchseinlegung zwingend mit einer sog. qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 

Signaturgesetz zu versehen sei. Hierdurch werde sichergestellt, dass die besonderen Zwecke der bisher 

üblichen Schriftform im Zeitpunkt der Rechtsbehelfseinlegung auch im modernen elektronischen 

Rechtsverkehr erfüllt werden. Nur durch die qualifizierte elektronische Signatur könne gewährleistet 

werden, dass der E-Mail neben dem Inhalt der Erklärung auch die Person, von der sie stammt, hinreichend 

zuverlässig entnommen werden könne. Außerdem werde sichergestellt, dass es sich hierbei nicht nur um 

einen Entwurf handele, sondern dass die E-Mail mit dem Wissen und dem Willen des Betroffenen der 

Behörde zugeleitet worden sei. Dies werde auch durch die gesetzlichen Regelungen des ab dem 1.8.2013 

in Kraft getretenen sog. E-Government-Gesetzes belegt. Denn der Gesetzgeber habe dort bewusst auf die 

Versendung elektronischer Dokumente nach dem De-Mail-Gesetz und eben nicht auf die allgemein 

gebräuchliche E-Mail-Kommunikation zurückgegriffen. 

Schließlich könne sich die Klägerin nicht darauf stützen, dass Finanzbehörden und Familienkassen in der 

Praxis bisher auch einfache E-Mails als formwirksamen Einspruch angesehen hätten. Denn der Verwaltung 

stehe es aufgrund des Prinzips der Gewaltenteilung nicht zu, mittels Richtlinien (hier: des 

Anwendungserlasses zur Abgabenordnung) die gesetzlichen Formerfordernisse außer Kraft zu setzen. 

Weil im konkreten Streitfall seit der Einspruchseinlegung durch einfache E-Mail mehr als ein Jahr 

vergangen war, könne sich die Klägerin schließlich auch nicht auf mangelndes Verschulden im Rahmen 

eines sog. Widereinsetzungsantrags berufen. 
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3. Elektronische Kontoauszüge werden als Buchungsbeleg anerkannt 

In Zeiten von Online-Banking sind elektronische Kontoauszüge mittlerweile an der Tagesordnung. 

Für Unternehmen war die Frage nach deren steuerlichen Anerkennung aber bislang mit erheblichen 

(Rechts-)Unsicherheiten behaftet, weshalb viele dem guten alten Papierkontoauszug den Vorzug 

gaben. Nun scheint sich die Finanzverwaltung aber zu öffnen. 

Das Bayerische Landesamt für Steuern hat sich bereits ausführlich zu den steuerlichen Anforderungen 

geäußert, die an die Aufbewahrung von elektronischen Kontoauszügen gestellt werden. Demnach reicht 

der bloße Ausdruck von elektronischen Auszügen bei Bankkunden mit Gewinneinkünften nicht aus, da 

dieser Ausdruck beweisrechtlich nicht den originären Papierkontoauszügen gleichgestellt ist, sondern 

lediglich eine Kopie des elektronischen Kontoauszugs darstellt. Nach der Weisung muss auch das originär 

digitale Dokument aufbewahrt werden. Das genutzte Datenverarbeitungsverfahren muss dabei 

sicherstellen, dass alle erfassten Datenbestände nicht nachträglich unterdrückt oder ohne 

Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht werden können. Bei originär digitalen 

Dokumenten muss der Unternehmer gewährleisten, dass eine Bearbeitung während des 

Übertragungsvorgangs ausgeschlossen ist. Sofern Kontoumsatzdaten in auswertbaren Formaten (z. B. als 

xls- oder csv-Datei) übermittelt werden, muss sichergestellt sein, dass die empfangenden Daten 

durchgängig unveränderbar sind. Eine Aufbewahrung von xls- oder csv-Dateien genügt daher häufig nicht 

den steuerlichen Anforderungen. 

Eingabe der Deutschen Kreditwirtschaft 

Unter maßgeblicher Initiative des Bankenverbands hat sich in der Vergangenheit die Deutsche 

Kreditwirtschaft (DK) stark für die steuerliche Anerkennung des elektronischen Kontoauszugs eingesetzt. In 

einer Eingabe vom 1.4.2014 an das Bundesfinanzministerium hatte sich die DK für die steuerliche 

Anerkennung von elektronischen Kontoauszügen im PDF-Format ausgesprochen. Die Deutsche 

Kreditwirtschaft argumentiert dabei insbesondere mit folgender bestehender Diskrepanz: 

• Kontoauszüge, die eine Rechnung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes sind: Kreditinstitute rechnen 

bestimmte Leistungen gegenüber ihren Kunden regelmäßig durch die Ausstellung von 

Kontoauszügen ab. Diese Rechnungsstellung wird von der Finanzverwaltung bereits anerkannt, 

zudem ist es mittlerweile rechtssicher möglich, über umsatzsteuerpflichtige Leistungen via 

elektronischem Kontoauszug abzurechnen, da die steuerlichen Anforderungen an die Übermittlung 

elektronischer Rechnungen deutlich herabgesetzt wurden. 

• Kontoauszüge, die keine Rechnung sind: Die Deutsche Kreditwirtschaft kritisiert, dass elektronische 

Kontoauszüge, die keine Rechnung sind und lediglich die laufende Geschäftsbeziehung abbilden, 

momentan noch höhere steuerliche Anforderungen erfüllen müssen als Rechnungen. Es sei kein 

Grund ersichtlich, warum ein elektronisch übermittelter Kontoauszug strenger gehandhabt wird als 

eine elektronisch übermittelte Rechnung. Daher müssten Kontoauszüge auch im PDF-Format 

versandt und archiviert werden dürfen. 

Öffnung des Bundesfinanzministeriums 

Mit Antwort vom 24.7.2014 führt das Bundesfinanzministerium aus, dass die obersten Finanzbehörden des 

Bundes und der Länder beschlossen haben, ab sofort auch elektronische Kontoauszüge als 

Buchungsbeleg anzuerkennen, wenn 

• der Auszug beim Eingang vom Unternehmer auf seine Richtigkeit geprüft wird und 

• er dieses Vorgehen dokumentiert/protokolliert. 

Explizit zu Kontoauszügen im PDF-Format äußert sich das Ministerium jedoch nicht. 

Das Bundesfinanzministerium weist aber darauf hin, dass die obersten Finanzbehörden anregen, dass 

Kreditinstitute ihren Bankkunden für einen Zeitraum von 10 Jahren kostenlos eine Zweitschrift ihrer 

Kontoauszüge bereitstellen, sodass im Rahmen von Betriebsprüfungen zu keinem Zeitpunkt die Gefahr 

besteht, dass fehlende Auszüge nicht nachgeliefert oder verdächtige Buchungsbelege nicht durch die 

Zweitschrift entkräftet werden können. 
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4. Der gesetzliche Zinssatz von 6 % pro Jahr ist nicht verfassungswidrig 

Der Bundesfinanzhof hält den gesetzlichen Zinssatz von 6 % pro Jahr nicht für verfassungswidrig 

und sieht deshalb von einer Vorlage an das Bundesverfassungsgericht ab. 

Hintergrund 

Zu entscheiden war, ob der typisierte gesetzliche Zinssatz von 0,5 % pro Monat (= 6 % pro Jahr) für 

Aussetzungszinsen noch verfassungsgemäß ist. 

Eheleute veräußerten im April 2002 eine im November 1996 erworbene Eigentumswohnung. Im 

Einkommensteuerbescheid 2002 unterwarf das Finanzamt den Veräußerungsgewinn von rund 62.000 EUR 

der Einkommensteuer. Mit ihrem Einspruch beriefen sich die Eheleute auf die Verfassungswidrigkeit der 

rückwirkenden Verlängerung der Spekulationsfrist. Auf ihren Antrag gewährte das Finanzamt die 

Aussetzung der Vollziehung in Höhe der auf den Veräußerungsgewinn entfallenden Steuer (rund 30.000 

EUR). 

Nach Ergehen der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in 2010, dass die Verlängerung der 

Spekulationsfrist von 2 auf 10 Jahre teilweise verfassungswidrig und nichtig ist, behandelte das Finanzamt 

nur noch einen Teil (rund 34.000 EUR) des Veräußerungsgewinns als steuerpflichtig und setzte die 

Einkommensteuer entsprechend niedriger fest. Die Aussetzung der Vollziehung wurde aufgehoben. Für 

den Zeitraum der Aussetzung (11.11.2004 bis 21.3.2011 = 76 Monate) setzte das Finanzamt im März 2011 

die strittigen Aussetzungszinsen in der gesetzlichen Höhe (0,5 % pro Monat) mit 6.023 EUR fest. 

Die dagegen gerichtete Klage, mit der die Eheleute vortrugen, es habe sich mittlerweile ein 

Niedrigzinsniveau stabilisiert, wies das Finanzgericht mit der Begründung ab, dem Gesetzgeber stehe eine 

gewisse Beobachtungszeit zu, bevor eine Anpassung an geänderte Verhältnisse notwendig werde. 

Entscheidung 

Auch vor dem Bundesfinanzhof war den Eheleuten kein Erfolg beschieden. Der Bundesfinanzhof verneint – 

jedenfalls für den Streitzeitraum bis März 2011 – verfassungsrechtliche Bedenken gegen den typisierten 

Zinssatz. Er lehnte daher eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht ab und wies die Revision zurück. 

Zunächst verweist der Bundesfinanzhof auf den weitreichenden Entscheidungsspielraum des 

Gesetzgebers im Bereich des Steuerrechts. Um das Massenverfahren praktikabel zu handhaben, sind 

Typisierungen und Vereinfachungen unerlässlich. Zwar lag der Effektivzinssatz für Einlagen privater 

Haushalte deutlich unter dem gesetzlichen Zinssatz. Für den Vergleich ist jedoch auch der 

Darlehenszinssatz (Finanzierung von Steuernachzahlungen) heranzuziehen. Bei dem Vergleich mit diesem 

Zinssatz hält sich der gesetzliche Satz (6 % pro Jahr) noch in einem angemessenen Rahmen. Dabei ist 

auch zu berücksichtigen, dass die Forderungen des Finanzamts regelmäßig nicht besichert sind, sodass 

der (höhere) Zinssatz für unbesicherte Darlehen heranzuziehen wäre. 

Sodann betont der Bundesfinanzhof, dass sich der Marktzins erst nach dem streitgegenständlichen 

Verzinsungszeitraum (März 2011) auf relativ niedrigem Niveau stabilisiert hat. Der Bundesfinanzhof hatte 

daher im Streitfall nicht zu entscheiden, ob sich die wirtschaftlichen Verhältnisse für die Folgezeit so 

entscheidend geändert haben, dass die gesetzgeberische Entscheidung durch neue, im Zeitpunkt des 

Gesetzeserlasses noch nicht abzusehende Entwicklungen entscheidend in Frage gestellt wird. 

5. Bekanntgabe im Ferrari-Fax-Verfahren 

Die Bekanntgabe eines Bescheids durch Telefax ist erst mit dem Ausdruck durch das 

Empfangsgerät wirksam. 

Hintergrund 

Die Entscheidung hat nichts mit dem PS-starken Superflitzer aus Italien zu tun. Es geht hier um das sog. 

Ferrari-Fax-Verfahren der Finanzverwaltung. Dabei schickt der Sachbearbeiter des Finanzamts eine E-Mail 

mit einer angehängten Datei, die den Text des zu faxenden Schreibens (wie im Streitfall die 

Einspruchsentscheidung) enthält, über das Intranet der Finanzverwaltung an deren Rechenzentrum. Das 

Rechenzentrum wandelt die Textdatei in ein Telefax um und sendet es über das Telefonnetz mittels 

Tonsignalen an die angegebene Nummer. Die E-Mail wird nicht mit einer elektronischen Signatur versehen. 

Liegt das Zeichnungsrecht beim Sachgebietsleiter, muss dieser den Steuerfall an seinem Computer 

freigeben, bevor die E-Mail verschickt werden kann. 

 

 



 

 

Seite 5 von 10 

 

 

Der Fall 

Im Streitfall hatte A (ein Steuerberater) gegen mehrere Bescheide Einspruch eingelegt. Das Finanzamt 

wies den Einspruch mit einer zusammengefassten Einspruchsentscheidung vom 17.9.2008 zurück. 

Entsprechend dem Ferrari-Fax-Verfahren veranlasste es die Übersendung der Einspruchsentscheidung 

über das Rechenzentrum. Bei dem Telefaxgerät des A handelte es sich um ein Multifunktionsgerät, das 

neben dem Empfang und Versenden von Faxen als Drucker, Scanner und Kopierer genutzt wird. 

Auf eine Mahnung des Finanzamts wegen nichtgezahlter Steuern machte A geltend, das Telefax mit der 

Einspruchsentscheidung sei im Gerät seines Büros nicht eingegangen. Das damals genutzte Gerät habe 

eingehende Telefaxe automatisch ausgedruckt. Er habe jedoch, wie sich auch aus seinem 

Posteingangsbuch ergebe, keinen entsprechenden Ausdruck vorgefunden. Die Einspruchsentscheidung sei 

daher nicht wirksam bekanntgeben worden. A erhob am 20.11.2008 Klage und trug vor, mangels 

Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung sei die Klage nicht verfristet. Das Finanzgericht stellte durch 

Zwischenurteil die Zulässigkeit der Klage fest. Dagegen richtete sich die Revision des Finanzamts. 

Entscheidung 

Auch der Bundesfinanzhof geht von der Zulässigkeit der Klage aus. 

Der Bundesfinanzhof führt zunächst aus, dass die gesetzlich gebotene Schriftform auch durch die 

Übersendung per Telefax (Computerfax oder Funkfax) gewahrt ist. Es handelt sich dabei nicht um einen 

elektronischen Verwaltungsakt, sodass für die Wirksamkeit keine elektronische Signatur erforderlich ist. 

Das gilt auch für die Übersendung im Ferrari-Fax-Verfahren. 

Sodann stellt der Bundesfinanzhof klar, dass die wirksame Bekanntgabe eines Bescheids (hier: 

Einspruchsentscheidung) durch Telefax erst mit dem Ausdruck durch das empfangende Telefaxgerät 

vorliegt. Nach dem Vortrag des A und den Feststellungen des Finanzgerichts ist jedoch der bei dem Gerät 

des A vorgesehene automatische Ausdruck tatsächlich nicht erfolgt. Die einmonatige Frist zur 

Klageerhebung wurde daher nicht in Lauf gesetzt und die Klage ist nicht verfristet. 

6. Auch Minijobber haben Urlaubsanspruch 

Ferienzeit heißt auch Urlaubszeit für die Unternehmen. Das gilt natürlich nicht nur für Vollzeitkräfte. 

Ebenso Aushilfen wie z. B. 450 EUR-Beschäftigte haben einen Urlaubsanspruch – mit denselben 

kniffligen Fragen, die auch bei anderen Teilzeitbeschäftigten entstehen. 

Der Gesetzgeber hat es in § 2 Abs. 2 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) klar zum Ausdruck gebracht: 

Die geringfügige Beschäftigung ist eine Sonderform des Teilzeitarbeitsverhältnisses. Insoweit bestehen für 

diese Arbeitnehmer überwiegend dieselben Rechte und Pflichten wie für Vollzeitbeschäftigte. Unabhängig 

davon also, wie geringfügig Beschäftigte sozialversicherungsrechtlich zu behandeln sind (als geringfügig 

entlohnte oder als kurzfristig Beschäftigte): Rein arbeitsrechtlich stehen ihnen grundsätzlich genauso 

Urlaubstage oder z. B. auch Entgeltfortzahlung zu. 

Urlaubsanspruch auch für Minijobber 

Wie lange Minijobber im Jahr Urlaub machen können, das kann – ebenso wie bei anderen 

Teilzeitarbeitsverhältnissen – in Einzelfällen schwierig zu berechnen sein. Auch die Höhe des 

Urlaubsentgelts sowie die des zusätzlich vom Arbeitgeber etwa versprochenen Urlaubsgelds bieten immer 

wieder Anlass für Auseinandersetzungen zwischen Teilzeitbeschäftigten und Arbeitgeber. 

Grob zusammengefasst ist zunächst zu unterscheiden zwischen Teilzeitbeschäftigten, die an den gleichen 

Wochentagen vor Ort sind wie Ihre Vollzeitkollegen (jedoch weniger pro Tag arbeiten) und jenen 

Mitarbeitern, die an weniger Arbeitstagen innerhalb einer Woche tätig sind. 

Gleiche Wochenarbeitstage, gleiche Urlaubstage 

Im ersten Fall stehen bei Teilzeitbeschäftigten, also auch bei Minijobbern, gleich viele Urlaubtage auf der 

Habenseite wie bei den Vollzeitbeschäftigten. Der Unterschied wirkt sich im Urlaubsentgelt aus, das sich 

nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst der vergangenen 13 Wochen vor Urlaubsbeginn bemisst. 

Arbeiten Teilzeitbeschäftigte regelmäßig an weniger Wochentagen, so ist die Zahl der Urlaubstage 

entsprechend zu verringern. Das Verhältnis entspricht jenem, in dem die tatsächlichen Beschäftigungstage 

zu den Werktagen des Kalenderjahres stehen. Bei einem Erholungsurlaub von 25 Tagen im Jahr und einer 

5-Tage-Woche im Betrieb, besteht bei 3 regelmäßigen Wochenarbeitstagen z. B. ein Urlaubsanspruch von 

15 Tagen (25 Urlaubstage/5 Wochenarbeitstage x 3 regelmäßige Arbeitstage). 
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Urlaub auch mit Teilzeitkräften abstimmen 

Auch Teilzeitkräfte sind auf Urlaub in der Ferienzeit angewiesen, sodass sich häufig die Urlaubswünsche 

verschiedener Mitarbeiter überschneiden. Einigen sich die Mitarbeiter nicht, so kann der Arbeitgeber 

Urlaubswünsche von Mitarbeitern ablehnen, wenn diese den Planungen der Kollegen entgegenstehen, die 

unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdienen. Es besteht jedoch kein genereller Vorrang der 

Arbeitnehmer mit betreuungs- oder schulpflichtigen Kindern. Letztlich ist immer im Einzelfall abzuwägen. 

Eventuell kann auch eine Betriebsvereinbarung sinnvoll sein, die die Grundsätze zur Urlaubsgewährung 

regelt. 

7. Beginn der Einspruchsfrist: Wann der Einwurf in den Briefkasten nicht genügt 

Wann gilt ein Finanzgerichtsurteil als zugestellt, wenn auf dem Brief das Datum der Zustellung nicht 

vermerkt ist? Eine Streitfrage, die sogar die Senate des Bundesfinanzhofs spaltete. Der Große Senat 

hat nun entschieden. 

Die Einspruchsfristen im Steuerrecht haben ihre Tücken, insbesondere dann, wenn noch Feiertage zu 

berücksichtigen sind. Das bereitete in einer aktuellen Auseinandersetzung auch dem Bundesfinanzhof 

einiges Kopfzerbrechen. 

Der Streitfall 

In dem Streit hatte das Finanzgericht eine Klage abgewiesen, aber zur Revision zugelassen. Der Zusteller 

hatte den Brief mit dem Urteil am Vormittag des 24.12.2008 in den Briefkasten der bevollmächtigten 

Rechtsanwaltssozietät eingesteckt. Dabei vergaß er allerdings, auf dem Briefumschlag den gesetzlich 

vorgeschriebenen Vermerk über das Datum der Zustellung anzubringen. Als die Kanzlei nach den 

Weihnachtsfeiertagen am 29.12.2008 wieder öffnete, fanden die Mitarbeiter den undatierten Brief vor. Der 

bevollmächtigte Anwalt ging daher von einer Zustellung an jenem Tag aus und legte entsprechend Revision 

ein, die beim Bundesfinanzhof am 27.1.2009 einging. 

Der zuständige VIII. Senat des Bundesfinanzhofs hielt die Revision jedoch für verspätet, weil die 

Monatsfrist schon am 24.12.2008 (Heiligabend) begonnen habe. Begründung: Auch am Heiligabend könne 

davon ausgegangen werden, dass Postsendungen, die bis mittags eingeworfen werden, beim Adressaten 

landen. Allerdings hatten andere Senate des Bundesfinanzhofs schon die Auffassung vertreten, dass ein 

solcher Brief erst dann als zugegangen gelten kann, wenn der Empfänger ihn nachweislich in Händen hält. 

Nach dieser Interpretation wäre die Frist beim Eingang des Revisionsschreibens am 27. Januar 2009 noch 

nicht abgelaufen gewesen. 

Großer Senat entscheidet großzügig 

Wegen der unterschiedlichen Auffassungen innerhalb der Senate musste der Fall zur Klärung an den 

Großen Senat. Der legte die Fristenregelung großzügiger aus als die Kollegen vom VIII. Senat. Die Richter 

hoben dabei auf den Unterschied zwischen Zugang und Zustellung ab. So sei nach dem BGB für eine 

Willenserklärung der Zugang erforderlich. Das sei der Fall, wenn diese Willenserklärung in den Bereich des 

Empfängers, also zum Beispiel in seinen Briefkasten, gelangt ist. Bei einer Zustellung liege der Fall jedoch 

anders, betonten sie. Sind nämlich zwingende Zustellungsvorschriften nicht eingehalten worden, gilt die 

Willenserklärung erst zu dem Zeitpunkt als zugestellt, in dem das Schriftstück dem Empfänger "tatsächlich 

zugegangen" ist. Denn eine vorschriftswidrige Zustellung solle erst dann eine Frist auslösen, wenn der 

Empfänger tatsächlich und nicht nur potenziell Kenntnis genommen hat. Daher habe derjenige das Risiko 

einer misslungenen Zustellung zu tragen, der mit der Zustellung fristgebundene Rechtsfolgen auslösen 

wolle. Daher muss der VIII. Senat nun in der Revision im eigentlichen Streitfall entscheiden. 

8. Reisekosten bei Auszubildenden: Regelmäßige Arbeitsstätte bei dualen Ausbildungsgängen 

Nicht nur der Ausbildungsbetrieb, sondern auch eine Berufsfachschule, deren Träger der 

Arbeitgeber ist und die sich auf demselben Gelände befindet, kann regelmäßige Arbeitsstätte sein. 

Hintergrund 

Die Klägerin befand sich in einem dualen Berufsausbildungsverhältnis. Der praktische Teil der Ausbildung 

fand in den Räumen eines Klinikums statt, mit dem der Ausbildungsvertrag geschlossen wurde. Der 

theoretische Teil der Ausbildung wurde in einer Berufsfachschule vermittelt. Diese befand sich schräg 

gegenüber den Klinikgebäuden auf der anderen Seite der Straße in ca. 200 Meter Entfernung. Darüber 

hinaus nahm die Auszubildende noch an einer Lerngemeinschaft teil, die im Wohnheim des Klinikums 

durchgeführt wurde, das sich in derselben Straße wie das Klinikum befindet. 
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Berufsfachschule als regelmäßige Arbeitsstätte 

Eine vom Mitarbeiter besuchte arbeitgeberfremde Bildungseinrichtung stellt nach der Rechtsprechung 

keine regelmäßige Arbeitsstätte dar. Besucht ein Auszubildender im Rahmen eines 

Ausbildungsdienstverhältnisses aber eine Berufsfachschule, deren Träger sein Arbeitgeber ist, ist nach 

dem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs nicht nur der Ausbildungsbetrieb, sondern auch die 

Berufsfachschule eine regelmäßige Arbeitsstätte. 

Im Urteilsfall befand sich die Berufsfachschule innerhalb eines größeren, räumlich geschlossenen 

Klinikgeländes. Sie war daher auch keine weitere Tätigkeitsstätte, sondern zusammen mit der Klinik der 

ortsgebundene Mittelpunkt der Tätigkeit. 

Fahrtkosten nur in Höhe der Entfernungspauschale 

In der Folge können Fahrtkosten bei der Steuererklärung für die Fahrten zum Ausbildungsbetrieb und zur 

Berufsfachschule nur mit der Entfernungspauschale von 0,30 EUR je Entfernungskilometer geltend 

gemacht werden und vom Arbeitgeber nicht steuerfrei erstattet werden. 

Lerngemeinschaft ist keine Arbeitsstätte 

Für die Lerngemeinschaft hat der Bundesfinanzhof jedoch eine Arbeitsstätte verneint, weil es sich nicht um 

eine Tätigkeit im Rahmen des Arbeitsverhältnisses handelt. Die Lerngemeinschaften fanden außerhalb des 

Arbeitgeber-Direktionsrechts statt. Für diese Fahrten können die tatsächlichen Fahrtkosten angesetzt 

werden. 

Was sich aufgrund des neuen Reisekostenrechts ab 2014 ändert 

Ab 2014 ist die regelmäßige Arbeitsstätte durch den Begriff der ersten Tätigkeitsstätte abgelöst worden. Sie 

bestimmt sich vorrangig nach der Zuordnung durch den Arbeitgeber. Im Urteilsfall war die Klägerin durch 

ihren Ausbildungsvertrag dem Ausbildungsbetrieb zugeordnet. 

Es lagen aber sowohl der Ausbildungsbetrieb, wie die Berufsfachschule und der Ort der Lerngemeinschaft 

auf dem gleichen Gelände. Das Klinikgelände insgesamt dürfte damit auch 2014 die erste Tätigkeitsstätte 

darstellen. Die Fahrten dorthin – egal ob zum Ausbildungsbetrieb oder zur Berufsfachschule – sind somit 

weiterhin nicht begünstigt. 

Auch wenn die Lerngemeinschaft ebenfalls auf diesem Gelände stattfindet, handelt es sich unverändert um 

eine zwar beruflich veranlasste, aber außerhalb des Dienstverhältnisses durchgeführte Veranstaltung. 

Insoweit dürfte ein Abzug der tatsächlichen Fahrtkosten in der Steuererklärung weiterhin möglich sein. 

9. Steuerbescheid per Fax: 3-Tages-Fiktion gilt nicht 

Ein Einkommensteuerbescheid, den das Finanzamt per Fax an den Steuerzahler sendet, gilt als am 

gleichen Tag zugestellt. Die 3-Tages-Fiktion wie bei digitalen Bescheiden greift nicht. 

Hintergrund 

4 Jahre Zeit haben Finanzämter, um nach Eingang einer Einkommensteuererklärung die endgültige 

Steuerschuld festzusetzen. Schafft es das Finanzamt aus welchen Gründen auch immer nicht, verjährt die 

Festsetzung nach Ablauf dieser 4-Jahresfrist. 

Ob die Verjährung greift oder nicht, war auch der Zankapfel in einem besonderen Rechtsstreit zwischen 

einem Steuerzahler und dem Finanzamt, der abschließend vor dem Bundesfinanzhof verhandelt werden 

musste. Der Auseinandersetzung lag folgende Vorgeschichte zugrunde: Der Kläger hatte im Jahr 2004 

ordnungsgemäß seine Steuererklärung für das Vorjahr abgegeben. Der endgültige Steuerbescheid ließ 

aber bis zum 30.12.2008 auf sich warten, ehe er genau an diesem letzten Tag der Festsetzungsfrist per 

Fax beim Steuerberater des Mandanten einging. 

Gilt die Festsetzungsverjährung oder nicht? 

Dagegen legte der Steuerzahler umgehend Einspruch ein mit der Begründung, dass die 

Festsetzungsverjährung eingetreten sei, weil der Bescheid nicht rechtzeitig zum 31.12.2008 zugestellt 

geworden sei. Die Begründung: Nach der Abgabenordnung gelte ein elektronisch übermittelter Bescheid 

erst 3 Tage nach der Absendung als dem Adressaten zugestellt. Im Fachjargon spricht man von der 3-

Tages-Fiktion. Auf diese Begründung ließ sich das Finanzamt aber nicht ein und wies den Einspruch mit 

dem Hinweis zurück, dass die Festsetzungsfrist gewahrt sei. Denn der Bescheid habe noch vor Fristablauf 

das Finanzamt verlassen und sei dem Steuerzahler tatsächlich zugegangen. 
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Gerichte: 3-Tages-Fiktion greift nicht 

Sowohl das Finanzgericht als auch der Bundesfinanzhof stärkten dem Finanzamt den Rücken. Der 

Bescheid sei ordnungsgemäß bekannt gegeben worden, heißt es im Urteil des Bundesfinanzhofs. Er 

verweist dazu auf die ständige Rechtsprechung, nach der die Schriftform auch durch Übersendung per 

Telefax gewahrt sei. Denn ein Fax erfülle die gleichen Anforderungen wie ein Schriftstück und sei daher 

auch kein elektronischer Verwaltungsakt, für den eine qualifizierte elektronische Signatur nach dem 

Signaturgesetz erforderlich sei. Darüber hinaus berührten auch die Neuregelungen über den elektronischen 

Rechtsverkehr nicht die Wirksamkeit behördlicher oder gerichtlicher Entscheidungen, die per Fax 

übermittelt werden. Das gelte damit auch für den Bescheid vom 30.12.2008. 

Damit hat das Finanzamt die Frist gewahrt, nach der Bescheid vor Fristablauf den Bereich des Finanzamt 

verlassen haben und dem Adressaten zugegangen sein muss. Auch die Tatsache, dass der Steuerzahler 

im vorliegenden Streitfall den Bescheid erst nach Ablauf der Frist erhalten hatte, ändere daran nichts. 

10. Auswirkungen des Mindestlohns auf Minijobs 

Unabhängig davon, ob Arbeitnehmer ihren Vergütungsanspruch nach dem Mindestlohngesetz 

geltend machen oder nicht: Für jeden Tag der Arbeitsleistung besteht ein Anspruch auf 8,50 EUR 

pro Stunde. Damit verbunden sind auch Beitragsansprüche der Sozialversicherungsträger. Daher 

müssen Minijobs ab 1.1.2015 auf den Prüfstand! 

Zunächst gilt die Einführung eines Mindestlohns von 8,50 EUR zum 1.1.2015 als dauerhafte Veränderung 

in den Verhältnissen einer geringfügigen Beschäftigung. Grundsätzlich müssen die Vorgaben dazu von 

allen Arbeitgebern beachtet werden. Die Geringfügigkeits-Richtlinien sehen für diesen Fall zwingend eine 

Neubeurteilung bestehender Minijobs vor. Insoweit ist jeder Arbeitgeber verpflichtet, die 

versicherungsrechtliche Beurteilung seiner Minijobber zum 1.1.2015 zu prüfen. 

Rückwirkender Eintritt von Versicherungs- und Beitragspflicht 

Gehen Arbeitgeber bei der Prüfung der Geringfügigkeitsgrenze von einem Entgelt unterhalb des 

Mindestlohnniveaus aus, tritt rückwirkend Sozialversicherungspflicht ein, wenn sich im Nachhinein ergibt, 

dass bei Zugrundelegen eines Stundenlohns von 8,50 EUR kein 450 EUR-Minijob bestand. Dabei kommt 

es nicht darauf an, ob der Arbeitgeber vorsätzlich, fahrlässig oder in gutem Glauben gehandelt hat. Es liegt 

das Entstehungsprinzip zugrunde. Es besagt, dass die Beitragsansprüche bereits dann bestehen, wenn der 

Anspruch auf das Arbeitsentgelt entstanden ist. Dies gilt ebenso für die versicherungsrechtliche 

Beurteilung. 

Nach Prüfung Beitragsnachforderungen und Säumniszuschläge 

Fälle dieser Art werden von den Rentenversicherungsträgern beanstandet und führen ggf. zu erheblichen 

Beitragsnachforderungen sowie Säumniszuschlägen. Vor allem bleiben sie nicht unentdeckt. Der Grund: 

Arbeitgeber müssen bei der Übermittlung von Meldungen zur Sozialversicherung nicht nur das 

beitragspflichtige Arbeitsentgelt, sondern auch die dem Entgelt zugrunde liegenden Arbeitsstunden 

angeben. 

 
 
 
 
Weiterführende Hinweise: 
 
 

1. Neues zum Reverse-Charge-Verfahren 

BMF, Schreiben v. 31.7.2014, IV A 3 - S 0354/14/10001/IV D 3 - S 7279/11/10002 

2. Einspruch durch einfache E-Mail ist unwirksam 

Das Hessische Finanzgericht, das mit der Entscheidung (Urteil v. 2.7.2014, 8 K 1658/13) von der gesamten 
Kommentarliteratur und von Teilen der finanzgerichtlichen Rechtsprechung abweicht, hat die Revision 
zugelassen. Das Revisionsverfahren wird beim BFH unter dem Aktenzeichen III R 26/14 geführt. 

 

 

 

https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI7186195


 

 

Seite 9 von 10 

 

 

3. Elektronische Kontoauszüge werden als Buchungsbeleg anerkannt 

Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung: BMF, Schreiben v. 2.7.2012, IV D 2 – S 7287 a/09/10004 
:003, BStBl 2012 I S. 726; Aufbewahrung und Archivierung von elektronischen Kontoauszügen: LfSt, Verfügung 
v. 19.5.2014, S 0317.1.1-3/3 St42; Stellungnahme der Deutschen Kreditwirtschaft: Eingabe v. 1.4.2014, 
verfügbar unter www.bankenverband.de; Antwort des BMF: Schreiben v. 24.7.2014, IV A 4 - S 0316/11/10005, 
veröffentlicht u. a. in Verfügung der OFD Karlsruhe v. 25.7.2014, S 0317 - St 322 

Die gelockerten Anforderungen an die Aufbewahrung von elektronischen Kontoauszügen sind zu begrüßen und 
durchaus zeitgemäß. Allerdings bleiben in der Sache noch viele Fragen offen, sodass zu hoffen bleibt, dass die 
Finanzverwaltung das Thema zeitnah mit weiteren erläuternden Weisungen erhellen wird. Der Bankenverband 
weist darauf hin, dass sich die Deutsche Kreditwirtschaft in Kürze zur geforderten Protokollierung beraten und 
dann ggf. ein erläuterndes Schreiben veröffentlichen wird. 

4. Der gesetzliche Zinssatz von 6 % pro Jahr ist nicht verfassungswidrig 

BFH, Urteil v. 1.7.2014, IX R 31/13, veröffentlicht am 24.9.2014 

Trotz des zutreffenden Hinweises auf die Typisierungs- und Pauschalierungsbefugnis des Gesetzgebers ist der 
Entscheidung hinreichend deutlich zu entnehmen, dass der BFH für die Zeit nach März 2011 von einem 
entsprechend niedrigen Zinsniveau ausgeht, das die Vereinbarkeit der gesetzlichen Regelung mit 
verfassungsrechtlichen Grundsätzen ernsthaft in Frage stellt. Fälle, die diesen Zeitraum betreffen, sind daher in 
Erwartung einer großzügigeren Sachbehandlung offen zu halten. 

Schließlich weist der BFH noch darauf hin, dass Zinsen aus Billigkeitsgründen erlassen werden können. Darüber 
hatte der BFH indes nicht zu entscheiden, da es im Streitfall lediglich um die Zinsfestsetzung ging. Die 
Entscheidung über die Festsetzung der Zinsen und den Erlass durch Zinsverzicht sind jeweils selbstständige 
Steuerverwaltungsakte, die voneinander unabhängig sind. Die Ablehnung des Zinsverzichts muss deshalb 
selbstständig angefochten werden und ist in einem gesonderten Verfahren zu klären (sog. Zweigleisigkeit des 
Verfahrens). 

5. Bekanntgabe im Ferrari-Fax-Verfahren 

BFH, Urteil v. 18.3.2014, VIII R 9/10, veröffentlicht am 6.8.2014 

Der BFH betont, dass die Verkörperung durch einen tatsächlichen Ausdruck für die wirksame Bekanntgabe eines 
Telefaxes unerlässlich ist. Es gilt auch kein Anscheinsbeweis aufgrund des Sendeberichts (OK-Vermerk) und 
eines Eingangsvermerks im Empfangsgerät, dass der Bescheid übermittelt und ausgedruckt wurde. Es kommt 
auch nicht darauf an, ob der fehlende Ausdruck auf Fehlern in der Sphäre des Empfängers (Papierstau usw.) 
beruht. Denn für den Zugang trägt das Finanzamt die Beweislast. 

Anders kann es allerdings sein, wenn der Empfänger den Ausdruck eingehender Telefaxe vorsätzlich verhindert. 
Dann könnte ausnahmsweise die Speicherung im Empfangsgerät ausreichen. 

Im Gegensatz zu elektronisch eingelegten Rechtsbehelfen, die bereits mit der Speicherung wirksam eingelegt 
sind, ist bei einer bekannt zu gebenden Entscheidung per Telefax die Schriftform erst mit dem Ausdruck des 
gespeicherten Dokuments erfüllt. 

6. Auch Minijobber haben Urlaubsanspruch 

§ 2 Abs. 2 Teilzeit- und Befristungsgesetz 

7. Beginn der Einspruchsfrist: Wann der Einwurf in den Briefkasten nicht genügt 

GrS, Beschluss v. 6.5.2014, GrS 2/13 

Die Auffassung des Großen Senats ist nachvollziehbar. Denn wenn eine Zustellung durch Einwurf in den 
Briefkasten die im Grundsatz notwendige Übergabe des Schriftstücks ersetzt, müssen auch alle gesetzlichen 
Regeln beachtet werden, damit die Rechtsmittelfrist zuverlässig berechnet werden kann.  

Wird ein Datumsvermerk vergessen, kommt es für den Fristbeginn daher darauf an, wann der Empfänger das 
Schriftstück tatsächlich in die Hand bekommen hat. 

Dennoch verdeutlicht der Fall wieder einmal die Risiken, die mit der vollen Ausnutzung einer Frist verbunden sein 
können. Betroffene sollten daher darauf achten, dass solche Fristenangelegenheiten zügig vom Tisch kommen. 
Man muss nicht bis auf den letzten Drücker warten. 

8. Reisekosten bei Auszubildenden: Regelmäßige Arbeitsstätte bei dualen Ausbildungsgängen 

BFH, Urteil v. 10.4.2014, III R 35/13 

Erste Tätigkeitsstätte ist ab 2014 auch eine Bildungseinrichtung, die außerhalb eines Dienstverhältnisses zum 
Zwecke eines Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme aufgesucht wird (§ 9 Abs. 4 Satz 8 
EStG). 

https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI3197225
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI3197225
http://www.bankenverband.de/
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI7258830
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI7052865
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI447637&anchor=SUB_HI447637_absatz_2
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI6995757
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI43534&anchor=SUB_HI43534_absatz_4
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI43534&anchor=SUB_HI43534_absatz_4
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9. Steuerbescheid per Fax: 3-Tages-Fiktion gilt nicht 

BFH, Urteil v. 28.1.2014, VIII R 28/13 

Mit der Entscheidung hat der BFH alle Unklarheiten über die Qualifikation der Fax-Übermittlung beseitigt. 
Dokumente, die das Finanzamt per Fax an den Steuerzahler oder seinen Steuerberater per Fax verschickt, sind 
zwar elektronischen Dokumente, benötigen aber keine qualifizierte elektronische Signatur. Damit besteht für 
Steuerzahler auch keine Möglichkeit, sich bei der Beachtung von Fristen auf die 3-Tages-Fiktion zu berufen. 

10. Auswirkungen des Mindestlohns auf Minijobs 

Es muss für Arbeitgeber nicht grundsätzlich teurer sein, Aushilfen gegen ein regelmäßiges Entgelt von mehr als 
450 EUR einzustellen. Denn hier könnte die Gleitzone ins Spiel kommen. Im Gleitzonen-Bereich mit einem 
regelmäßigen Verdienst zwischen 450,01 EUR und 850 EUR werden die Sozialversicherungsbeiträge nicht 
paritätisch von Arbeitgeber und Arbeitnehmer je zur Hälfte getragen. Lediglich der Arbeitgeber zahlt den vollen 
Arbeitgeberanteil vom Arbeitsentgelt, der allerdings wesentlich geringer ist als beim 450 EUR-Minijob. Der 
Arbeitnehmer hingegen zahlt einen abgesenkten Arbeitnehmeranteil. Eine Vergleichsberechnung anzustellen, 
könnte sich lohnen 
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